
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, 20. Oktober 2014 

 
 

Mandantenbrief September 2014 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemein 

· Berücksichtigung des Investitionsabzugsbetrags beim Unterhalt 
Einkommenssteuer 

· Zur Abgeltungswirkung der Entfernungspauschale 
·  

Umsatzsteuer 

· Zeitpunkt des Abzugs der Einfuhrumsatzsteuer 

· Vorsteueraufteilung bei gemischt genutzten Gebäuden nach dem Umsatzschlüssel bei 
erheblichen Unterschieden in der Ausstattung 

 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung September und Oktober 2014 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.9.20141 10.10.20142 
Umsatzsteuer 10.9.20143 10.10.20144 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

10.9.2014 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.9.2014 entfällt 

Ende der Schonfrist   Überwei-
sung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

15.9.2014 13.10.2014 

5.9.2014 7.10.2014 

Sozialversicherung7 26.9.2014 29.10.2014 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 24.9./27.10.2014) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Ge-
haltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Allgemein 
Berücksichtigung des Investitionsabzugsbetrags beim Unterhalt 
Unterhaltsaufwendungen sind nur dann zwangsläufig und als außergewöhnliche Belastung zu berück-
sichtigen, wenn sie in einem angemessenen Verhältnis zum Nettoeinkommen des Leistenden stehen 
und diesem nach Abzug der Unterhaltsleistungen noch angemessene Mittel zur Bestreitung des Le-
bensbedarfs verbleiben. 
Der Bundesfinanzhof hatte zu befinden, ob ein Investitionsabzugsbetrag bei der Ermittlung der Leis-
tungsfähigkeit, die für die Berechnung der als außergewöhnliche Belastung abzugsfähigen Unter-
haltsaufwendungen maßgeblich ist, zu berücksichtigen ist. 
Das Gericht hat klar gestellt, dass Unterhaltsaufwendungen nur dann als außergewöhnliche Belastun-
gen berücksichtigt werden können, wenn sie in einem angemessenen Verhältnis zum Nettoeinkom-
men des Leistenden stehen. Zum Nettoeinkommen gehören im Wesentlichen alle steuerpflichtigen 
Einkünfte und alle steuerfreien Einnahmen. Das Nettoeinkommen ist deshalb um den Investitionsab-
zugsbetrag zu erhöhen. Dem Abzugsbetrag liegen mangels Investition keine Ausgaben bzw. kein 
Wertverzehr zugrunde, sodass die Leistungsfähigkeit des Steuerzahlers effektiv nicht beeinflusst wird. 
 

Einkommensteuer 
Zur Abgeltungswirkung der Entfernungspauschale 
Durch die Entfernungspauschale sind sämtliche Aufwendungen abgegolten, die durch die Wege zwi-
schen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte (ab 2014: erster Tätigkeitsstätte) veranlasst sind. 
Der Bundesfinanzhof hatte sich mit folgendem Fall zu befassen: Ein Arbeitnehmer hatte im Jahr 2009 
auf dem Weg von seinem Wohnort zur Arbeit Diesel anstatt Benzin getankt und dies erst während der 
anschließenden Weiterfahrt bemerkt. Der Arbeitgeber lehnte die Übernahme der Reparaturkosten ab. 
Im Rahmen der Einkommensteuererklärung 2010 beantragte der Arbeitnehmer neben der Entfer-
nungspauschale den Abzug der von ihm im Jahr 2010 gezahlten Reparaturaufwendungen als Wer-
bungskosten. 
Das Gericht entschied, dass Reparaturaufwendungen infolge der Falschbetankung eines PKW auf der 
Fahrt zwischen Wohnung und Arbeitsstätte nicht als Werbungskosten abziehbar sind, weil auch au-
ßergewöhnliche Aufwendungen durch die Entfernungspauschale abgegolten sind. Dies folgt aus dem 
Wortlaut des Gesetzes (sämtliche) und aus der Systematik und dem Sinn und Zweck der Vorschrift. 
Die Einführung der verkehrsmittelunabhängigen Entfernungspauschale zum Veranlagungszeitraum 
2001 hat neben umwelt- und verkehrspolitischen Erwägungen auch und vor allem der Steuervereinfa-
chung gedient. Dieser Zweck wird nur erreicht, wenn durch die Entfernungspauschale auch tatsäch-
lich „sämtliche“ Aufwendungen abgegolten werden. 

Auswärtige Großbaustelle als regelmäßige Arbeitsstätte 
Eine auswärtige Baustelle ist nach der bis 2013 gültigen Rechtslage keine regelmäßige Arbeitsstätte, 
auch wenn sie der Arbeitnehmer fortdauernd und immer wieder aufsucht. Eine regelmäßige Arbeits-
stätte kann nur eine ortsfeste, dauerhafte betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers sein, der der Ar-
beitnehmer zugeordnet ist und die er mit einer gewissen Nachhaltigkeit immer wieder aufsucht. Liegen 
diese Voraussetzungen nicht vor, sind die Fahrtkosten nach den Grundsätzen für beruflich veranlass-
te Fahrten uneingeschränkt abzugsfähig. 
Nach dem neuen Reisekostenrecht ab 2014 ist hier u. U. eine andere Beurteilung möglich. Auch eine 
Baustelle als ortsfeste Einrichtung eines Dritten kann unter bestimmten Voraussetzungen eine erste 
Tätigkeitsstätte darstellen. Bestimmt der Arbeitgeber den Betriebssitz als erste Tätigkeitsstätte, sind 
für den Einsatz auf einer Großbaustelle weiterhin Reisekosten nach den allgemeinen Grundsätzen 
abzugsfähig. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

Umsatzsteuer 
Zeitpunkt des Abzugs der Einfuhrumsatzsteuer 
Einfuhrumsatzsteuer kann als Vorsteuer vom Abzugsberechtigten nur abgezogen werden, wenn er 
gleichzeitig Schuldner der Mehrwertsteuer ist. Sie kann nur in dem Besteuerungszeitraum abgezogen 
werden, in dem sie entstanden ist. Dies ist der Zeitpunkt, in dem die Lieferung oder Leistung bewirkt 
und die Rechnung oder das entsprechende Dokument vorgelegt wurde. Eine spätere Geltendma-



 
chung ist unzulässig. Es besteht kein Wahlrecht dahingehend, dass der Vorsteuerabzug alternativ 
auch in einem anderen Besteuerungszeitraum geltend gemacht werden könnte. 
Hinweis: Der Vorsteuerabzug kann nicht von der Steuerzahlung des Steuerschuldners abhängig ge-
macht werden, wenn dieser auch gleichzeitig der zum Abzug Berechtigte ist. Die frühere anderslau-
tende umsatzsteuerrechtliche Regelung, dass als Vorsteuer nur die „entrichtete“ Einfuhrumsatzsteuer 
in Abzug gebracht werden kann, ist mit Wirkung ab dem 30.6.2013 aufgehoben worden. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Zeitliche Grenze des Verzichts oder der Rücknahme des Verzichts auf umsatzsteuerliche 
Steuerbefreiungen 
Ein Unternehmer kann bei der Vermietung und Verpachtung von Grundstücken auf die Steuerbefrei-
ung verzichten, wenn die Vermietung an einen anderen Unternehmer für dessen Unternehmen erfolgt 
und dieser das Grundstück nicht für vorsteuerschädliche, z. B. steuerfreie Umsätze verwendet. Bisher 
war nicht klar geregelt, bis zu welchem Zeitpunkt der Verzicht oder die Rücknahme des Verzichts auf 
eine solche Steuerbefreiung noch erklärt werden konnte. Die Finanzverwaltung stellt auf die formelle 
Unanfechtbarkeit der Umsatzsteuerfestsetzung ab. Diese tritt mit Ablauf der Einspruchsfrist, bei Ein-
spruchsverzicht oder Rücknahme des Einspruchs ein. 
Der Bundesfinanzhof ist der Ansicht, dass der Unternehmer dadurch unverhältnismäßig in der Aus-
übung seines Wahlrechts begrenzt werde. Zeitliche Grenze für den Verzicht oder die Rücknahme des 
Verzichts auf die Steuerbefreiung ist vielmehr, dass die Steuerfestsetzung für das Jahr der Leistungs-
erbringung noch anfechtbar oder aufgrund eines Vorbehalts der Nachprüfung noch änderbar ist. 

Vorsteueraufteilung bei gemischt genutzten Gebäuden nach dem Umsatzschlüssel bei 
erheblichen Unterschieden in der Ausstattung 
Verwendet der Unternehmer ein Gebäude sowohl zur Ausführung steuerpflichtiger als auch steuer-
freier Umsätze, muss er die auf die Herstellung des Gebäudes entfallende Umsatzsteuer aufteilen. 
Nur der auf die Ausführung steuerpflichtiger Ausgangsleistungen entfallende Teil ist als Vorsteuer 
abzugsfähig. Die Aufteilung hat nach dem Schlüssel zu erfolgen, der die präziseste wirtschaftliche 
Zurechnung ermöglicht. Dies ist regelmäßig der sog. Flächenschlüssel (steuerpflichtig zu steuerfrei 
genutzte Fläche). 
· Ob dabei vorab eine Ausgliederung der Vorsteuerbeträge, die direkt entweder den steuerpflichtig 

oder den steuerfrei genutzten Flächen zugeordnet werden können, vorzunehmen ist, ist derzeit 
ungeklärt. 

· Weist allerdings die Ausstattung der Räumlichkeiten, die verschiedenen Zwecken dienen (z. B. 
wegen der Höhe der Räume, der Dicke der Wände oder in Bezug auf die Innenausstattung) 
erhebliche Unterschiede auf, ist der sog. Umsatzschlüssel als präziserer Schlüssel anzuwenden. 

· Wird das Gebäude selbst zur Ausführung z. B. steuerpflichtiger und steuerfreier 
Vermietungsumsätze genutzt, gilt der sog. objektbezogene Umsatzschlüssel (Aufteilung nach dem 
Verhältnis der mit diesem Gebäude erzielten Umsätze). 

· Wird das Gebäude für Umsätze des gesamten Unternehmens verwendet (z. B. 
Verwaltungsgebäude), gilt der sog. Gesamtumsatzschlüssel (Verhältnis der gesamten 
steuerpflichtigen zu den gesamten steuerfreien Umsätzen des Unternehmens). 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 


